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EINLEITUNG

Ohne Zweifel altert die deutsche Gesellschaft. 

Doch wie schnell und stark sie altert und vor allem, 

wie man diesen Alterungsprozess mit der sozia-

len Sicherung gut bewältigen kann, ist strittig. Es 

bedarf daher einer umfassenden Analyse, die vor 

allem den Arbeitsmarkt stärker ins Blickfeld nimmt 

als dies in aktuellen Untersuchungen geschieht 

(Börsch-Supan und Rausch 2018, GD 2018). Der 

demografische Wandel stellt die Gesellschaft 

zweifelllos vor erhebliche Herausforderungen. Sei-

ne Folgen sind allerdings politisch gestaltbar. Das 

gilt auch und gerade für die Folgen des demogra-

fischen Wandels für die sozialen Sicherungssys-

teme, speziell die Alterssicherung. Vermeintliche 

Lösungen umfassen hier nicht allein ein höheres 

Renteneintrittsalter, höhere Beitragssätze oder 

eine Senkung des Rentenniveaus, wie vielfach be-

hauptet. Denn es führt in die Irre, aus der Relation 

von älteren zu jüngeren Menschen (Altenquotient) 

direkt auf die Verteilung der Lasten des demogra-

fischen Wandels für die sozialen Sicherungssyste-

me zu schließen, wie es u.a. die Gemeinschafts-

diagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute (GD, 

Frühjahrsdiagnose 2018) macht. 

ÖKONOMISCHE UND NICHT DEMO­
GRAFISCHE ABHÄNGIGKEITSQUOTEN 
SIND ENTSCHEIDEND 
Dieser verengte Fokus findet sich in den aktuel-

len Analysen zu den Kosten der Vorschläge im 

Koalitionsvertrag. Zwar muss auch das Beitrags-

ziel selbst in Frage gestellt werden, jedoch legen 

die Berechnungen offen, dass die verwendeten 

Modelle für diesen Zweck unzulänglich sind. Die 

GD schreibt: „Um den Beitragssatz zur Gesetz-

lichen Rentenversicherung nach Einführung der 

geplanten Leistungsausweitungen (der Großen 

Koalition) langfristig auf 20 % zu deckeln, müss-

te das Renteneintrittsalter rechnerisch auf über 

70 Jahre steigen oder die Zuwanderung jüngerer 

Erwerbstätiger in jedem Jahr über 500.000 Per-

sonen betragen“ (GD 2018, S. 61). Zu diesen Aus-

sagen kommt die GD mit Hilfe eines Modells, in 

dem angenommen wird, dass „Jede Generation 

konsumiert und spart; die Ersparnisse fließen 

als Kapital an die Unternehmen. Personen unter 

65 Jahren arbeiten und erzielen sowohl Zins als 

auch Arbeitseinkünfte. [ ….] Mit dem Erreichen 

des Renteneintrittsalters gehen Alterskohorten 

in den Ruhestand und bekommen vom Staat 

eine Rente, welche durch Beiträge der arbeiten-

den Personen finanziert wird“ (Holtemöller et al. 

2018, S. 4). 

Ebenso rechnen Börsch-Supan und Rausch 

(2018) bei der Ermittlung der „Kosten der dop-

pelten Haltelinie“ nur mit den Variablen Renten-

niveau, Beitragssatz und Regelrentenalter, nach-

dem die Annahmen zur Fertilitätsrate (1,5), der 

jährlichen Nettomigration (200 000 Personen) 

und dem leichten Anstieg der Lebenserwartung 

dargelegt und der zu erwartende Anstieg des 

Altenquotienten bis 2060 um 72 % dargelegt 

wurden. Zukünftige deutliche Änderungen der 

Erwerbsbeteiligung, die wohl grundsätzlich in 

ihrem Modell simuliert werden könnten, wurden 

bei der Beurteilung der notwendigen zusätzlichen 

Finanzierungsmittel der Rentenbeschlüsse der 

Großen Koalition als mögliche Anpassungsvaria-

ble nicht analysiert bzw. diskutiert, obwohl gera-

de dies interessant und aufschlussreich gewesen 

wäre.

Im Unterschied zu diesen Berechnungen, die 

den Arbeitsmarkt als Variable ausblenden, zei-

gen Türk et al. (2018) in ihrer Studie, dass der 

Fokus allein auf die Veränderung des Altenquo-

tienten viel zu kurz greift, weil es weit von der 

ökonomischen Realität abweicht, die Zahl der Er-

werbstätigen mit der Zahl der Menschen im Er-

werbsalter und die Zahl der Älteren mit der Zahl 

der Leistungsbezieher gleichzusetzen. Türk et 

al. stellen deshalb in ihrer Studie primär auf die 

ökonomische Abhängigkeitsquote ab, definiert 

als Verhältnis zwischen Rentnern und Arbeitslo-

sen (Bezieher von Lohnersatzleistungen) auf der 

einen und Erwerbstätigen auf der anderen Seite. 

Anstelle der rein demografischen Relationen wie 

dem Altenquotienten müssen also ökonomische 

Abhängigkeitsverhältnisse analysiert werden, 

denn auf diese kommt es bei der Frage nach der 

Belastung letztendlich an. Es ist weder notwen-

dig, das Renteneintrittsalter „auf über 70 Jahre“ 

zu steigern, noch jährlich über 500 000 junge 

Migrantinnen und Migranten aufzunehmen. Es 

reicht vielmehr zu einem großen Teil aus, das 

heute ungenutzte Erwerbspersonenpotenzial 

besser auszuschöpfen, indem die Erwerbsbe-

teiligung insbesondere von Frauen, Älteren (bei 

unveränderter Regelaltersgrenze), sowie Migran-

tinnen und Migranten deutlich verbessert wird. 
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Damit kann der demografisch bedingte Aus-

gabenanstieg deutlich reduziert werden, ohne 

die Leistungsniveaus schmälern zu müssen und 

ohne das gesetzliche Renteneintrittsalter nach 

oben zu verschieben. Ganz ohne Beitragssatzan-

hebungen wird das aber auf Dauer nicht gehen. 

Insofern erscheint die Festlegung der Großen Ko-

alition auf eine Deckelung des Beitragssatzes zur 

Rentenversicherung bei 20 % bei einer alternden 

Gesellschaft problematisch, auch wenn derzeit 

noch viel Spielraum zur Finanzierung von versi-

cherungsfremden Leistungen in der gesetzlichen 

Rentenversicherung (RV) durch Steuern besteht 

(Meinhardt 2018) und die Festlegung nur bis 2025 

gilt. Darüber hinaus würde eine auf bessere Nut-

zung vorhandener Erwerbspotenziale abzielende 

Strategie dazu beitragen, auch andere zentrale 

Herausforderungen zu bewältigen (Ausbildungs-

defizite, mangelnde Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie, schlechte Arbeitsmarktintegration von 

Ausländern und Ausländerinnen, Fehlen altersge-

rechter Arbeitsplätze, etc.). 

Dabei stellt sich heute auch die rein demogra-

fische Entwicklung nicht mehr so düster dar wie 

noch im Ageing Report 2015 (EU-Kommission 

2014), als prognostiziert wurde, dass der Alten-

quotient bis zum Jahr 2060 gegenüber 2013 um 

86 % steigen würde. Doch bereits das Standard-

Szenario der weiteren wirtschaftlichen Entwick-

lung Deutschlands, das dem Ageing Report 2015 

auf dieser Datenbasis zugrunde liegt, zeigt eine 

deutlich geringere Zunahme der ökonomischen 

Abhängigkeitsquote (+51 %) im Vergleich zur de-

mografischen (Abbildung 1). Gelänge es zudem, in 

den nächsten 30 Jahren Erwerbsquoten bei Män-

nern und Frauen zu erreichen wie sie heute schon 

in Schweden bestehen, und gleichzeitig das Aus-

maß der Unterbeschäftigung zu reduzieren, dann 

würde bis zum Jahr 2060 die Belastung der Er-

werbstätigen nur noch um 18 % zulegen. Nimmt 

man auch noch die von Eurostat vor kurzem aktu-

alisierte und optimistischere Bevölkerungsprog

nose als Basis, die u.a. von einer Abnahme der 

jährlichen Nettomigration auf 175 000 Personen 

im Jahr 2060 und einem halbwegs stabilen Be-

völkerungsniveau von rund 81 Mio. Personen bis 

2060 ausgeht (EU-Kommission 2017), dann wür-

de die ökonomische Abhängigkeitsquote in den 

nächsten gut 40 Jahren gerade einmal um 10 % 

steigen (Türk et al. 2018) (Abbildung 2). 
Bei diesen Berechnungen werden die Er-

werbstätigenzahlen um ausschließliche Mini-Job-

berinnen und -Jobber bereinigt, weil zur Berech-

nung ökonomischer Abhängigkeitsquoten auf 

Seite der Erwerbstätigen sinnvollerweise nur Per-

sonen berücksichtigt werden können, die durch 

Erwerbstätigkeit in einem relevanten Ausmaß in 

die primäre Einkommensverteilung eingebunden 

sind, also durch Arbeit ihren Lebensunterhalt be-

streiten und durch ihre Steuern und Beiträge die 

Finanzierung der Sozialtransfers sichern können. 

Denen gegenüber stehen bei der Berechnung 

der ökonomischen Abhängigkeitsquote Personen, 

die auf  Einkommensersatzleistungen aus den 

sozialen Sicherungssystemen wegen Beschäf-

tigungslosigkeit, Erwerbsunfähigkeit oder Alter 

angewiesen sind.

Abbildung  1 

Demografische versus ökonomische Abhängigkeitsquoten1 
Veränderung 2040 bzw. 2060 gegenüber 2013

	  demografische Abhängigkeitsquote (pessimistische 
 Bevölkerungsprognose)–	  demografische Abhängigkeitsquote (optimistischere  
 Bevölkerungsprognose)

   ökonomische Abhängigkeitsquote Standard Szenario (pessimistische 
 Bevölkerungsprognose)

   ökonomische Abhängigkeitsquote High Employment Szenario  
 (pessimistische Bevölkerungsprognose)–	  ökonomische Abhängigkeitsquote High Employment Szenario  
 (optimistischere Bevölkerungsprognose)

1	 Ausführlicher s. Türk et al. (2018). 

Quellen: Eurostat 2017; The 2015 Ageing Report (EK);  
               Bundesagentur für Arbeit.
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KONZEPTION EINER ERFOLG-
REICHEN WACHSTUMS- UND 
BESCHÄFTIGUNGSSTRATEGIE 
Im Folgenden soll gezeigt werden, dass die deut-

sche Wirtschaftspolitik auch im gegebenen ins-

titutionellen Rahmen durchaus in der Lage wäre, 

für mehr Wachstum und Beschäftigung zu sor-

gen und so die zukünftige demografische Belas-

tung „abzufedern“. Dazu wäre allerdings ein gan-

zes Bündel an Maßnahmen erforderlich, das von 

einer anderen Wirtschaftspolitik über eine besse-

re Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen 

und Männer, einer echten Integrationspolitik für 

Migranten und Migrantinnen bis hin zur sozial-

verträglichen Arbeitszeitgestaltung Älterer reicht. 

Hier stehen nun die gesamtwirtschaftlichen 

Wirkungen einer anderen Wirtschaftspolitik im 

Vordergrund.

Gegenwärtig ist Deutschlands wirtschaftliche 

Situation durch ein stetiges Wachstum, eine sich 

verbessernde Beschäftigungssituation, normale 

gesamtwirtschaftliche Lohnsteigerungen, Bud-

getüberschüsse in der Größenordnung von fast 

37 Mrd. Euro und einen sehr hohen Leistungs-

bilanzüberschuss in Höhe von 255 Mrd. Euro im 

Jahr 2017 gekennzeichnet. Im Kontext der hohen 

Leistungsbilanzüberschüsse wird von internatio-

nalen Institutionen wie dem IMF (2017) gefordert, 

dass Deutschland seine Löhne erhöhen sollte, um 

so Entlastung für andere europäische Länder zu 

schaffen und die Europäische Währungsunion zu 

stabilisieren. Zudem wird die Forderung nach ei-

ner expansiveren Ausrichtung der Fiskalpolitik im 

Euroraum seit geraumer Zeit immer lauter (Dra-

ghi 2014, Juncker 2016, IWF 2016, OECD 2016). 

Die EU-Kommission sieht insbesondere Deutsch-

land in der Pflicht. Im Rahmen des Verfahrens zur 

Vermeidung und Korrektur makroökonomischer 

Ungleichgewichte hat die EU-Kommission 

Deutschland im Februar 2017 aufgefordert, die 

inländische Nachfrage, insbesondere die Investi-

tionen, durch die Finanzpolitik zu stützen, öffent-

liche Investitionen zu erhöhen und Bedingungen 

für ein höheres Reallohnwachstum zu schaffen, 

um auf diese Weise zu einem Abbau der hohen 

Leistungsbilanzüberschüsse beizutragen (EU-

Kommission 2017). Zudem wird kritisiert, dass in 

der Vergangenheit zu wenig in die Bereiche Bil-

dung, Infrastruktur und Wohnungsbau investiert 

wurde (Krebs und Scheffel 2017). Zu berücksich-

tigen sind dabei auch die gestiegenen Anforde-

rungen an die öffentliche Infrastruktur – Verwal-

tung, Gesundheitsversorgung, ÖPNV – durch die 

hohe und unerwartete Migration der letzten Jah-

re. Probleme werden auch im Bereich Pflege und 

aufgrund der starken Rentenniveauabsenkung 

bei den Renten gesehen (Joebges et al. 2012).

Mit Hilfe des makro-ökonometrischen Mo-

dells des IMK (Rietzler 2012) wird im Folgenden 

ein wirtschaftspolitisches Szenario simuliert, das 

die oben genannten Defizite mittel- bis langfris-

tig wirksam angeht. Dabei wird die Analyse aus 

methodischen Gründen auf einen Zeitraum von 

Abbildung  2 

Ökonomischer Status: High Employment Szenario 2040/60 (mit optimistischerer Bevölkerungsprognose, angepasste Daten)1

2013 Deutschland                                                      2040 Deutschland                                               2060 Deutschland

–	 Erwerbstätige	                       –  Rentner/ Rentnerinnen und Beschäftigungslose                           –  Sonstige–	 AQ_d: demografische Abhängigkeitsquote        –  AQ_w: ökonomische Abhängigkeitsquote

1	 Ausführlicher s. Türk et al. (2018).

Quellen: Eurostat 2017; The 2015 Ageing Report (EK); Sonderauswertungen der Bundesagentur für Arbeit (2017). 
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15 Jahren beschränkt, einer unter demografischen 

Gesichtspunkten eher kurzen Zeitspanne. Aller-

dings soll gezeigt werden, dass auch innerhalb 

dieses Zeithorizonts viel erreicht werden kann. 

Orientiert an der Studie von Krebs und Schef-

fel (2017) zu den gegenwärtigen Defiziten in den 

Bereichen Bildung, öffentliche Infrastruktur und 

Wohnungsbau wird ein Szenario mit höheren 

Ausgaben in diesen Bereichen konzipiert. Dabei 

wird das Konzept aber erweitert, ohne die in der 

Studie von Krebs und Scheffel (2017) aufgezeig-

ten Schwachpunkte in Frage zu stellen. Aufgrund 

der hohen Migration der vergangenen Jahre – 

nicht nur durch Flüchtlinge, sondern auch durch 

mehr als eine Million Arbeitsmigranten und -mi-

grantinnen aus Ländern der EU (BA 2018) – hat 

sich zwar die Bevölkerung anders entwickelt als 

erwartet, doch die erforderliche Anpassung in 

fast allen Bereichen der öffentlichen Infrastruktur 

und beim öffentlichen Wohnungsbau hat bisher 

noch nicht stattgefunden. Dazu gehört nicht nur 

die physische Infrastruktur im engeren Sinne, 

wie Straßen, Schulen und ÖPNV, sondern auch 

die Anpassung bei der Ausstattung der Verwal-

tung mit Personal und Sachmitteln und mehr 

Lehrer und Lehrerinnen sowie Erzieher und Er-

zieherinnen. Gleichzeitig wird immer deutlicher, 

dass der öffentliche Wohnungsbau in den Bal-

lungsgebieten unzureichend ist und breite Bevöl-

kerungsschichten dort bei Neuanmietung kaum 

noch bezahlbaren Wohnraum finden. Zudem gilt 

es, die ökologische Modernisierung insgesamt 

voranzutreiben, was sich insbesondere in den 

Infrastrukturprojekten und bei den Wohnungs-

bauinvestitionen zeigen sollte.

Darüber hinaus treten immer mehr die Folgen 

einer ungenügenden öffentlichen Vorsorge für 

die zu erwartenden Pflegefälle zu Tage. In einer 

alternden Gesellschaft, die von den Erwerbsper-

sonen hohe Mobilität und Arbeitsmarktpartizi-

pation verlangt, muss sich der Staat stärker um 

den Pflegebereich kümmern. Dazu gehören vor 

allem mehr Personal und eine bessere Bezah-

lung, um den Pflegeberuf attraktiv zu machen.  1 

Und letztlich führen die bisherigen Weichenstel-

lungen für das zukünftige Rentenniveau in eine 

Situation steigender Altersarmut (Joebges et al. 

2012, Blank et al. 2017). Zu einer grundsätzlichen 

	 1	 Siehe zum Fachkräftemangel im Pflegebereich: https://
statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Footer/Top-Produkte/
Fachkraefteengpassanalyse-Nav.html; zuletzt aufgerufen 
am 27.4.2018.

Korrektur würde die Stärkung der gesetzlichen 

Rente im Umlageverfahren statt der Förderung 

freiwilliger privater kapitalgedeckter Altersvorsor-

ge (Riester) gehören.

In den vergangenen Jahren wurden in 

Deutschland wieder gesamtwirtschaftliche Lohn-

erhöhungen mit Steigerungen zwischen 2 und 3 

% erzielt. Werte, die im vergangenen Jahrzehnt 

noch unvorstellbar waren. Innerhalb der Euro-

päischen Währungsunion wirken die niedrigen 

deutschen Lohnsteigerungen und teilweise sogar 

Reallohnrückgänge der Vergangenheit aber bis 

heute nach. Sie zwingen andere Länder im Eu-

roraum zu Nominallohnanpassungen nach unten, 

um so die im Vergleich zu Deutschland verlore-

ne preisliche Wettbewerbsfähigkeit wieder gut 

zu machen (Horn et al. 2017). Zu geringe Nomi-

nallohnsteigerungen bzw. teilweise sogar Real-

lohnrückgänge dämpfen aber das Wirtschafts-

wachstum und bereiten der EZB Probleme bei 

der Einhaltung der Zielinflationsrate von knapp 

2 %. Daher wäre es für Deutschland geboten, für 

einige Jahre überdurchschnittliche gesamtwirt-

schaftliche Lohnsteigerungen anzustreben. Das 

würde den Anpassungsprozess im Euroraum 

ohne Wachstumsverluste beschleunigen und die 

Stabilität des Euroraums erhöhen. Im folgenden 

wirtschaftspolitischen Szenario soll dies simu-

liert werden. Die für die Simulation gewählten 

höheren Lohnsteigerungen entsprechen einem 

Zielwert aus Zielinflationsrate der EZB von knapp 

2 % und der durchschnittlichen Produktivitätsent-

wicklung. Die Abweichung dieses Zielwertes von 

den tatsächlichen Werten zeigt an, um wieviel in 

Deutschland in den vergangenen 15 Jahren die 

Lohnsteigerungen zu niedrig ausfielen.

GESAMTWIRTSCHAFTLICHE EFFEKTE 
DER STRATEGIE

Im Folgenden werden die Ergebnisse einer sol-

chen Wachstums- und Beschäftigungsstrategie 

anhand von Tabelle 1 diskutiert. Die Stärke des 

fiskalischen Gesamtimpulses in Höhe von gut 

60 Mrd. Euro im fünfzehnten Jahr der Simulati-

on erscheint auf den ersten Blick hoch, doch bei 

der Umsetzung werden die einzelnen vier Im-

pulse schrittweise eingeführt und alle drei Jahre 
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um jeweils rund 4 Mrd. Euro erhöht.  2 Dadurch 

wird vermieden, dass eine Überforderung bei der 

Kapazitätsauslastung insbesondere im Bauge-

werbe oder bei der Qualifizierung der erforderli-

chen Neueinstellungen eintreten kann. Zudem 

geht es hier nicht um konjunkturelle Impulse, 

sondern um eine dauerhafte Verbesserung der 

Wachstumsbedingungen.

Es sind nicht nur die zu geringen Ausgaben 

im Bereich Bildung, sondern auch in anderen 

Bereichen der öffentlichen Verwaltung und im 

Pflegebereich zu kritisieren. Daher werden nicht 

10 Mrd. Euro pro Jahr – wie bei Krebs und Schef-

fel (2017) – nur für Bildung, sondern 16 Mrd. Euro 

pro Jahr (in der letzten Ausbaustufe) für den 

Gesamtbereich Bildung, Verwaltung und Pflege 

veranschlagt. 

Die bestehenden Defizite bei der öffentlichen 

Infrastruktur dürften nicht mit 5 Mrd. Euro jähr-

lich, – wie bei Krebs und Scheffel (2017) veran-

schlagt – behoben werden können. Vielmehr 

bedarf es auf Dauer eines deutlich höheren Mit-

teleinsatzes, wobei öffentliche Infrastruktur breit 

interpretiert werden sollte. Angesetzt werden 

jährlich bis zu 16 Mrd. Euro (zum Ende des Simu-

lationszeitraums). In den vergangenen Jahren ist 

ein massiver Investitionsstau aufgetreten. Nach 

Umfragen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 

(KfW) macht dieser Stau allein in den Kommunen 

mittlerweile an die 126 Mrd. Euro aus (KfW 2017). 

Im Wohnungsbau wurden öffentliche Mittel 

in der Vergangenheit deutlich zurückgefahren 

und zuletzt nur geringfügig aufgestockt. Etliche 

Kommunen haben sich aus dem sozialen Woh-

nungsbau zurückgezogen. Damit fallen jähr-

lich sehr viel mehr Wohnungen aus der Zweck-

bindung als neue Sozialwohnungen entstehen 

(Deutscher Bundestag 2017). 5 Mrd. Euro jährlich, 

– wie bei Krebs und Scheffel (2017) veranschlagt, 

– sind auch hier zu wenig. Nach Einschätzung 

des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-

schutz, Bau und Reaktorsicherheit besteht kurz- 

und mittelfristig ein jährlicher Neubaubedarf in 

einer Gesamtgrößenordnung von mindestens 

350 000 Wohnungen pro Jahr (Deutscher Bun-

destag 2017, S. 17). Bei angenommenen Durch-

	 2	 In der Studie von Krebs und Scheffel (2017) beträgt der Ge-
samtimpuls jährlich 20 Mrd. Euro.

Tabelle  1

Gesamtwirtschaftliche Effekte einer Wachstums- und 
Beschäftigungsstrategie
absolute bzw. relative Abweichungen zur Basissimulation  
nach 15 Jahren

1	 Die Simulationen wurden für die Jahre 2001 bis 2015 durchgeführt. 
Die realen Impulse wurden entsprechend der Inflationsentwicklung 
angepasst, so dass eine Vergleichbarkeit mit heute einsetzenden Maß-
nahmen gewährleistet ist. Ausgewiesen sind die jeweiligen Impulse 
im fünfzehnten Jahr der Simulation, nachdem sie schrittweise erhöht 
wurden. Die finanzpolitischen Variablen werden zudem von der indu-
zierten wirtschaftlichen Entwicklung beeinflusst.

Quelle: Simulationen mit dem Makromodell des IMK.

Tab1  neu

Gesamtwirtschaftliche Effekte einer Wachstums- und Beschäftigungsstrategie
absolute bzw. relative Abweichungen zur Basissimulation nach 15 Jahren

Exogene finanzpolitische Impulse 1

(Mrd. Euro, in Preisen von 2015)
  Investitionen in öffentliche Inrastruktur 16
  Staatskonsum: Bildung, Verwaltung, Pflege 16
  Transfersleistungen für Rente und Pflege 16
  Wohnungsbau: Neubau und Ankauf von  
  Bestandswohnungen 16

Gesamtwirtschaftliche Effekte  (in %)
  BIP, real 6
  Erwerbstätige 4,5
  BIP (nominal) 13,5
  Staatsverbrauch, real 6
  Privater Konsum, real 11,5
  Anlageinvestitionen, real 6
  Exporte, real -2,5
  Importe, real 4
  Nominallöhne (pro Kopf), exogen 13,5
  Gewinne 16
  Transfers an die privaten Haushalte 17
  Preisindex privater Konsum 3
  Deflator des BIP 7
  Lohnstückkosten 12
  Staatseinnahmen 16,5
  Staatsausgaben 17
nachrichtlich: (absolute Abweichung)
  Leistungsbilanzsaldo (in % des BIP) -2,7
  Staatsausgabenquote (in % des BIP) 1,4
  Lohnquote (in % des Volkseinkommens) 0,6
  Defizitquote (in % des BIP) 0,3
  Schuldenstandsquote (in % des BIP) -4,7

2) Jeweils zur Hälfte Neubau bzw. Ankauf bestehender Wohnungen durch die 
öffentliche Hand

)          g  g  
wurden die Impulse entsprechend der Inflationsentwicklung in der Vergangenheit 
reduziert, so dass eine Vergleichbarkeit mit heute einsetzenden Maßnahmen 
gewährleistet ist.

Quelle: Simulationen mit dem Makro Modell des IMK
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schnittskosten von mindestens 125 000 Euro pro 

Wohnung (Statistisches Bundesamt 2017, S. 11) 

ließen sich mit 5 Mrd. Euro noch nicht einmal 

40 000 öffentliche Wohnungen erstellen, also nur 

rund ein Zehntel des Gesamtbedarfs. Bei dem in 

den Simulationen angesetzten Betrag von bis zu 

16 Mrd. Euro jährlich wird davon ausgegangen, 

dass die Hälfte auf den Neubau entfällt und die 

andere Hälfte auf den Ankauf von schon beste-

henden Wohngebäuden in Ballungsgebieten, um 

den Bestand an kommunalen Wohnungen wie-

der zu erhöhen und so den Anstieg bei den Woh-

nungsmieten zu begrenzen. Der Staat erzielt mit 

diesen Gebäuden dauerhaft Einnahmen für die 

Schuldentilgung.  3 

Als letzter großer Posten in Höhe von bis zu 

16 Mrd. Euro jährlich ist in den Rechnungen eine 

schrittweise Erhöhung öffentlicher Transfers, 

insbesondere bei den Renten, aber auch bei der 

Pflege enthalten. Hier bietet es sich an, die so-

genannte Riester-Treppe, die zu einer deutlichen 

Reduzierung des Rentenniveaus geführt hat 

(Steffen 2013), obwohl viele Förderberechtigte 

gar keinen Riestervertrag haben, wieder schritt-

weise aus der Rentenformel zu entfernen und die 

Mehrkosten durch Steuermittel zu begleichen, 

da gegenwärtig allein in der RV versicherungs-

fremde Leistungen in Höhe von 25 bis 50 Mrd. 

Euro von den Beitragszahlern und nicht von 

den Steuerzahlern getragen werden (Meinhardt 

2018). Letztlich können mit einem solchen Maß-

nahmenbündel der Wachstums- und Beschäfti-

gungsstrategie Fehler der Agenda 2010-Politik zu 

Beginn des letzten Jahrzehnts korrigiert werden 

(Herzog-Stein et al. 2013).

Ausgelöst durch die finanzpolitischen Impulse 

und die unterstellten höheren Lohnsteigerungen 

stellen sich modellendogen weitere Anpassungs-

effekte auf der Einnahmen- und Ausgabenseite 

der öffentlichen Haushalte ein: Das nominale BIP 

liegt so nach 15 Jahren um 13,5 % über seinem 

Wert in der Basissimulation, während die Staats-

einnahmen um 16,5 % und die Staatsausgaben 

um 17 % darüber liegen. Der Anteil der Staatsaus-

gaben am BIP wird so in der Zeit gerade einmal 

um 1,4 Prozentpunkte angehoben. Er liegt dann 

immer noch deutlich unter seinem Wert im letzten 

Jahrzehnt. Zwar würde bei der hier unterstellten 

	 3	 Beim Wohnungsbau fallen zudem neben energetischen 
Verbesserungen auch für andere ökologische Maßnahmen, 
wie z.B. für die dezentrale Erzeugung regenerativer Energi-
en und Speicherung, zusätzliche Kosten an.

kreditfinanzierten Wachstumsstrategie langfris-

tig auch die Defizitquote um 0,3 Prozentpunkte 

höher ausfallen, doch angesichts der gegenwär-

tig hohen Budgetüberschüsse und der deutlichen 

Wachstums- und Preiseffekte käme es insgesamt 

zu einem Rückgang der Schuldenstandquote um 

4,7 Prozentpunkte. Letztlich ist nicht die absolute 

Schuldenhöhe ökonomisch maßgeblich, sondern 

ihre Relation zur Wirtschaftsleistung. Und diese 

Relation sinkt deutlich in diesem Szenario.

Das makro-ökonometrische Modell des IMK 

zeigt für fiskalpolitische Impulse Multiplikatoren 

von knapp 2, wenn man nicht nur auf die direk-

ten fiskalischen Impulse, sondern auf die Verän-

derung aller staatlichen Ausgaben abstellt. Dabei 

muss berücksichtigt werden, dass die fiskalpoliti-

schen Impulse hier begleitet und unterstützt wer-

den durch gleichzeitig unterstellte höhere Lohn-

steigerungen. Letztere haben Einfluss auf die 

Preisentwicklung und die Einnahmen und Ausga-

ben des Staates mit dem Effekt, dass der Staat 

u.a. dank der Preiseffekte und der eingebauten 

Steuerprogression seine Finanzierungsposition 

verbessert. Dieser Effekt trägt –– neben den Mul-

tiplikatoreffekten – zur relativ hohen (Selbst-) Fi-

nanzierung der öffentlichen Ausgaben bei. Der 

langfristige Selbstfinanzierungseffekt beträgt in 

dieser Konstellation fast 100 %.  4

Auch das – im Unterschied zum Modell von 

Krebs und Scheffel (2017) – stärker durch die 

Nachfrage getriebene Makro-Modell des IMK 

zeigt langfristig deutliche induzierte Produktivi-

tätseffekte aufgrund höherer öffentlicher und pri-

vater Investitionen. Ein zusätzlicher Anstieg des 

realen BIP um 6 % geht so einher mit einem in-

duzierten Anstieg der Erwerbstätigkeit um rund 

4,5 %, was rund zwei Millionen Erwerbsperso-

nen entspricht. Dabei erhöht sich die Zahl der 

Voll- und Teilzeitbeschäftigten. Ein großer Teil des 

Beschäftigungszuwachses basiert letztlich auf 

einer besseren Ausschöpfung des Erwerbsper-

sonenpotenzials, insbesondere bei Frauen. Dazu 

kommen ein im Durchschnitt längeres Erwerbs-

leben und eine höhere Nettomigration. Letztlich 

schreibt das Modell hier die in der Vergangenheit 

gemessenen Zusammenhänge zwischen der Zu-

nahme von Erwerbstätigkeit und dem Rückgang 

der Arbeitslosigkeit in die Zukunft fort. Inwieweit 

	 4	 In der Studie von Krebs und Scheffel (2017), die langfristig 
eine mehr als vollständige Selbstfinanzierung der Investiti-
onen ausweist, wird die Abschätzung ihrer vergleichswei-
se hohen positiven gesamtwirtschaftlichen Effekte sogar 
als „vorsichtig“ qualifiziert.
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es gelingt, z.B. das Stundenpotenzial von berufs-

tätigen Frauen zu erhöhen, hängt sicherlich zum 

einen vom Vorhandensein geeigneter Kinderbe-

treuungsplätze und Pflegeeinrichtungen und zum 

anderen vom Angebot an flexiblen Arbeitsplätzen 

für beide Elternteile ab, die es erlauben, Familie, 

Pflege und Beruf zumindest für bestimmte Pha-

sen besser miteinander zu vereinbaren. 

Bei einem zusätzlichen Anstieg der Nominal

löhne pro Kopf im Laufe von 15 Jahren um 13,5 % 

nehmen die Lohnstückkosten um 12 % zu. Die 

Preiseffekte fallen aufgrund von pricing to mar-

ket-Strategien der Unternehmen deutlich gerin-

ger aus (Horn et al. 2017). Der Preisindex des pri-

vaten Konsums steigt induziert um langfristig 3 % 

über sein Niveau in der Basissimulation, der De-

flator des BIP um 7 %. Trotz dieser vergleichswei-

se geringen Preisüberwälzungen höherer Lohn-

stückkosten steigen die Unternehmensgewinne 

deutlich an, und zwar um zusätzlich 16 %. Die 

Wachstumsgewinne kommen damit Unterneh-

men und Arbeitnehmern gleichermaßen zu Gute. 

Letztlich legt die Lohnquote bei der hier verwen-

deten Mischung aus deutlichen öffentlichen Aus-

gabensteigerungen und höheren Löhnen gerade 

einmal um 0,6 Prozentpunkte zu. 

Beachtlich sind die Auswirkungen auf die Bin-

nennachfrage und den Außenbeitrag. Insbeson-

dere der reale private Konsum legt mit zusätzlich 

11,5 % gegenüber der Basissimulation deutlich zu. 

Steigende Reallöhne und Beschäftigung und die 

höheren Rentenzahlungen wirken sich hier aus. 

Aber auch die induzierten Steigerungen bei den 

realen Anlageinvestitionen (6 %) und beim realen 

Staatsverbrauch (6 %) sind beachtlich, während 

gleichzeitig die realen Exporte (-2,5 %) aufgrund 

der geringeren preislichen Wettbewerbsfähigkeit 

etwas geringer zulegen und die realen Importe 

(4 %) nur vergleichsweise wenig zusätzlich stei-

gen. Letztere werden durch die geringeren Ex-

portsteigerungen gedämpft. Der Leistungsbilanz-

saldo – bezogen auf das BIP – fällt nach 15 Jahren 

um 2,7 Prozentpunkte geringer aus. Damit wird 

zumindest nennenswert zu einer Stabilisierung 

der außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte in-

nerhalb des Euroraums beigetragen.

FAZIT 

Mit dem hier präsentierten wirtschaftspolitischen 

Wachstumsszenario kann gezeigt werden, dass 

es in einem 15-Jahreszeitraum unter realistischen 

Rahmenbedingungen möglich ist, eine zusätzli-

che Zunahme der Erwerbstätigen um rund 2 Mil-

lionen Personen zu erreichen. Höhere Reallöhne 

und eine gleichzeitige Anhebung bzw. Stabilisie-

rung des Rentenniveaus verbessern in dieser Zeit 

die Realeinkommenssituation der Rentner und 

Rentnerinnen deutlich. Aufgrund der Erhöhung 

und besseren Ausschöpfung des Erwerbsperso-

nenpotenzials und der geringeren Arbeitslosig-

keit reduziert sich der Grad der ökonomischen 

Abhängigkeit. Mit dieser Verbesserung könnte  

der Abstand der um die ausschließlichen Mini-

Jobber korrigierten Erwerbsquoten zu den aktu-

ellen Erwerbsquoten in Schweden, die als Bench-

mark angesehen werden, nennenswert reduziert 

werden. Das ist für den hier betrachteten 15-Jah-

reszeitraum zufriedenstellend. 

In dem Maße, wie eine verbesserte Beschäf-

tigungssituation in Deutschland in Zukunft auch 

Arbeitsmigrantinnen und -migranten zu Gute 

kommt, erhöht sich das Erwerbspersonenpo-

tenzial und es kommt zu einem günstigeren Al-

tersaufbau der Gesellschaft. Dies dürfte auch 

die weitere positive wirtschaftliche Entwicklung 

nach den hier untersuchten 15 Jahren unterstüt-

zen. Zudem erhöht der Abbau unfreiwilliger Teil-

zeitarbeit das zukünftige Arbeitsvolumen, das 

Lohneinkommen und die Renten, ohne dass es in 

der Erwerbstätigenquote zum Ausdruck kommt.

Eine Anhebung der jährlichen Wachstums-

rate um 0,3 bis 0,4 Prozentpunkte, wie sie das 

Szenario zeigt, und ein entsprechend höheres 

Wachstum der Erwerbstätigkeit führen zu einem 

deutlichen Anstieg der Erwerbstätigenquoten. 

Mit einer solchen Strategie lässt sich der Anstieg 

der ökonomischen Abhängigkeitsquoten im in 

Frage stehenden Zeitraum deutlich reduzieren. 

Die Stabilisierung des gegenwärtigen Rentenni-

veaus wird mit einer solchen Wachstums- und 

Beschäftigungspolitik unterstützt, und langfristig 

notwendige Steuer- und Beitragssatzerhöhungen 

werden damit erheblich reduziert.
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